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Vor funfzig Jahren und heut.
Wenn wir die heutige Lage unseres Staates an-

sehen, so hat sie viel Aehnlichkeitmit der Lage, in

welcher derselbe sich 1815 nach der vollständigenBer-

nichtung der napoleonischen Herrschaft befunden hat,
Damals wie heute stand Preußen im höchstenGlanz
des Waffenruhms da, damals wie heute wagte kaum

Jemand einen Zweifel daran laut werden zu lassen, daß
Preußen berufen sei, die Führerschaft Deutsch-
lands zu übernehmen;möge der Vergleichsichnicht
noch weiter ausspinnen, möge nicht auch heut wie da-
mals dieseFührerschaftunsernHändenentwunden werden,
und sich, wie damals, jenem Siegesjubel eine lange, trübe
Zeit anschließen.Zwar hat unsere Regierung jetzt Großes,
weit Größeres erreicht als damals, aber das Erreichte ist

dochnur Stückwe«rck,welches seine volle Bedeutung
erst erhältd..rch seine Einfügung in das Ganze,
dessen Herstellunguns der Beruf Preußens zu sein

eint.sch
Preußen hat sich ljetztabgerundet; es hat die Re-

gierung nach dem Siege des Heer-esein zusammen-
hängendesGanze geschaffen,so dle Kraft PERSON aUs
welcher die Kraft Deutschlandsberuht, erhöhend.Aber

heut wie damals vor 50 Jahren bildet Sachsen den

wunden Punkt in den Erfolgen Preußens.Schon da-

mals hielt man es für unbedingtnothwendig, daß
Sachsen aufhöre»ein selbstständigesReich zu sein.
Dieses Königreichvon »NapoleonsGnaden war ein

zu gefährlicherNachbarsur Preußen,um nicht die preu-
ßischenStaatsmänner zu großenAnstrengungenzu ver-

anlassen, um dasselbemit Preußenzu vereinigen. Es

gelang einer geschickten preußenfeindlichenDiplomatie,
dies zu hintertreiben;zwar wurde Sachsensehr bedeutend

verkleinert,aber es blieb dochbestehen,und die Geschichte
der tetzten funfzig Jahre hat gezeigt, wie sehr es der

Heerd aller gegen die Ausdehnungdes preußischenEin-

flussesin Deutschlandgerichteten Jntriguen gewesenist.
Diese PreußenfeindseeligeHaltung hat Sachsen auch in
dem letzten großenEntscheidungskampfebewahrt, und
alle Welt glaubte daher, daß Sachsen auch zuerstnach

dem Siege Preußens von dem Schicksalbetroffenwerden
würde,von Preußen annektirt zu werden.

Diese Erwartung hat sich nicht erfüllt. Louis Napo-
leon hat sich der Treue erinnert, mit welcher der König
von Sachsen an der Seite seines Onkels gegen Deutsch-
land gekämpfthatte, und bei seinem Amte als Friedens-
vermittler hat er die Selbstständigkeit Sachsens zu
retten gewußt.

Wir sind keine Freunde der Annektionen,besonders
nicht, wenn sie vorgenommen werden, ohne die Bevöl-

kerungzu befragen,und wir hätten,wie wir späterent-
wickeln werden, eine andere Art Lösungder deutschen
Frage lieber gesehen, als die jetztbeliebte. Da man

aber einmal den Weg der Annektionen eingeschlagenhat,
so müssen wir gestehen, daß wir es unter solchen Um-

ständenweder im Interesse Preußens noch im Interesse
Sachsens billigen können, daß man dem Verlangen
Napoleonsnachgegeben hat. Preußen behältzwischen
seinen und den österreichischenGrenzen einen Landstrich,
dessen Herrscher ihm feindlich gesinnt ist, und dessen
Land den Oesterreichern, wenn sie einst den Angriff
nicht abwarten, sondern den Kampf eröffnenwollen, ein
bequemes Feld zur Entwicklung ihrer Truppen bietet.
Um dies möglichstzu verhindern,muß Preußenaußer
anderen durch den norddeutschenBund gebotenenHoheits-
rechten,in Sachsen vor Allem auch die volle Militär-

hoheit beanspruchen,so daß es fortan keine sächsische
Armee mehr geben wird, sondern nur sächsischeSoldater
welche in preußischeRegimenter vertheilt werden,wäh-
rend preußischeTruppen Sachsen besetzenwerden. Auf
solche Weise kommen die Unterthanen des Königs von

Sachsen in ein schlechteres,gleichsamuntergeordneteres
Berhältnißzu Preußen, als die Bewohnerder andern

Bundesstaaten,und es wird dies in ihnen eine starke
Erbitterung hervorrufen,welcheauf die Entwickelung
eines günstigenVerhaltnisses zwischen Preußen und

Sachsen einen hemmendenEinflußausüben muß.
Dieser schlimmenLagewäre man entgangen, wenn

man ganz einfach statt des norddeutschenBundesdie

Geltung der deutschen Reichsversassung prokla-
mirt hätte,deren, den jetzigenVerhältnissennicht mehr



entsprechendeBestimmungenja leicht durch Revision zu
entfernen gewesenwären. Dann wäre nicht ein einzelner
Staat in ein untergeordnetesVerhältnisszu der Zentral-
gewalt, dem Kaiser, gekommen,sondern alle gleichmäßig,
und selbst Preußenals Staat hättezu dem Kaiser von

Deutschland, obgleich dieser gleichzeitigKönig von Preu-
ßen gewesenwäre, in demselben Berhältnißgestanden.
Dann hätte sich Niemand zu beklagengehabt, und jene
Unterordnung hätte Niemanden gekränkt,da er sie Mit
Allen gleichmäßigzum allgemeinenBesten hätteüber-
nehmen müssen. » «

Man hat diesen so einfachenWeg nicht eingeschlagen,
man läßt an seiner Grenze ein Land bestehen,welches
keinerlei Sympathie für uns hat, und welches durch die

Unterordnung,die est allein und ausnahmsweise erfährt,
immer mehr und mehr gegen Preußen erbittert wird.

Möge sichdieserFehler nicht einst ebenso rächen,wie es

sich gerächthat, daß man vor 50 Jahren das König-
reich Sachsen als selbstständigenStaat bestehen ließ.

Politische Wochenfchau. ,

Pteu en. Jn der abgelaufenen Woche hat das Ab-

eordneten)aus die Thronrede des Königs mit folgender
dresse, über deren Fassung sich Mitglieder aller Parteien

geeinigt hatten, beantwortet:
«

Allerdurchlauchtigster 2c.

Euer KöniglicheMajestät haben in einem großenAugen-
blicke von weltgeschichtlicherBedeutung uns um Jhren er-

habenen Thron versammelt. Unser Volk preist in Demuth
die Gnade Gottes, welch-eEuer Majestät theueres Leben be-

schirmte und so Großes zu vollbringen zuließ.
«

Die großenThaten, welcheunser tapferes Heer in we-

nigen Wochen von Land zu Land, von Sieg zu Sieg, dort

über den Main, hier an die Thore der Hauptstadt Oester-
reichs führten, haben unser Herz mit freudigem Selbstgefühl
und mit lebhaftem Dank erfüllt. Wir sprechen den Dank
des Volkes aus an die Tausende, welche das Grab bedeckt,
an die sämmtlichenüberlebenden Streiter des stehenden
Heeres und der in großer Zeit geschaffenen Landwehr, an

sdie einsichtigenFührer, vor Allen an Eure Majestät selbst,
die Sie, in der entscheidenden Schlacht die Leitung über-
nehmend, Noth und Gefahr mit den Kämpfern getheilt und
dern Kriege durch rasche Führung ein Ziel gesetzthaben.

Von hoher Bedeutung sind schon jetzt die errungenen

Erfolge: die Auflösung der Bundesverfassung, die Ausein-

andersetzung mit Qesterreich,die Erweiterung der Grenzen
und des Machtgebietesunseres Staates und die dadurch ge-
gebene Aussicht, daß in nicht ferner Zeit ein politisch geeintes
Deutschland unter Führung des größtenDeutschenStaates

sich entwickeln könne.

Diese Früchte, davon sind wir mit Euerer Majestät
überzeugt, werden nur in einträchtigemZusammenwirken
zwischenRegierungundVolksvertretungzur Reise gedeihen.

Ohne die Sicherung und Ausbildung der verfassun s-

mäßigenRechte des Volkes werden wir nicht zählendürer
auf die Huldigung der Geister und Herzen in Deutschland,
welche allein der Macht ·Haltbarkeitund Dauer verleiht.
Gegenüberder Thatsache, daß seit einer Reihe von

Jahren die Staatsausgaben ohne einen zur gesetzlichenFest-
stellung gelangten Staatshaushalts-Etat und theilweiseim

Widerspruch mit den Beschlüssendes Abgeordnetenhausesge-
leistet worden sind, gereichtes dem Letzteren zur großenGe-

nugthuung, daß Eure Majestät feierlich auszusprechengeruht

haben,daßdie in jener Zeit geleistetenGeldausgaben der gesetz-
lichenGrundlage entbehren, weil dieselbenur durch das nach
Artikel 99 der Verfassungs-Urkundealljährlichzu Stande zu
bringende Etatsgesetz erlangt werden kann. Jm Hinblick auf
dies KöniglicheWort, welches nur die Nothwendigkeiteines
unter Zustimmung des Abgeordnetenhaujesins Leben treten-
den
gährlichenStaatshaushaltsgeseßes,so wie demgemäßdie

Notwendigkeit einer für die Vergangenheit zu erwirkenden

Jndemnitäts-Erklärungder beiden Häuser des Landtaqu an-

erkennt, ift das Vertrauen der Landesvertretunggerechtfertigt,
daß künftighindurch die rechtzeitigeFeststellungdes Staats-

haushalts-Gesetzes vor Beginn des Etatsjahres jeder Konflikt
verhütetwerde.

Die den Berathungen des Landtages unterbreiteten Vor-

lagen über die Jndemnitäts-Ertheilungund die Finanzen
werden wir mit pflichtmäßigerSorgfalt in Erwägungnehmen.

Mit derselben Sorgfalt werden wir die freudig und
dankbar begrüßtenVorlagen über die Einverleibung der mit
Preußen zu vereinigenden deutschenLande und über die Ein-

berufung einer Volksvertretung der norddeutschen Bundes-
staaten prüfen,vertrauen jedoch, daß, wenn Rechte des preußi-
schen Volkes und Landtages zu Gunsten eines künftigen
Parlaments aufgegebenwerden sollen, diesem Parlamente auch
die volle Ausübungdieser Rechte gesichert sein wird.

Durchdrungen von der großenWichtigkeit der gegenwär-
-tigen Epoche für das ganze deutscheVaterland bieten wir

aus vollem Herzen unsere Mitwirkung zur einheitlichenund

freiheitlichen Entwickelung desselben,welchedie Vorsehung in

Euerer MajestätHände gelegt hat«Wir können uns der Er-

kenntnißnicht verschließen,daß derselben noch großeSchwie-
rigkeiten entgegenstehen, und daß mit der Konstituirung des

norddeutschen Bandes nicht bis zur Beseitigung derselben ge-
wartet werden kann. Aber fest- überzeugt -von der Nothweup
digkeiteines nationalen Bandes zwischendem Norden und
Süden des deutschenJaterlandes, hoffen wir zuversichtlich,
daß dasselbe in nicht allzuferner Zukunft geschaffenwerden

wird, namentlich dann, wenn die deutschenStämme im Sü-
den die schon jetzt in weiten Kreisen daselbst empfundene
Gefahr einer Zerreißung Deutschlands erkennen und dem

Bedürfnisse nach einer nationalen festen Vereinigung mit
dem Norden einen aufrichtigenund unzweideutigenAusdruck

geben.
KöniglicheMajestätl

Jn allen großen Tagen unserer preußischenGeschichte
fanden zu dem Geiste und der Kraft seiner Fürstensichdie
des Volkes in Aufopferungund Hingebung gesellt. So soll
es auch ferner unter uns bleiben, und wer möchte dann wi-
der uns sein? —

JU tiefster Ehrfurcht ec.
-

«

So wie der Antrag von Mitgliedern aller Parteien unter-

stütztwar, so wurde er auch fast einstimmig und ohne große
Debatte angenommen. Nur die AbggspReichensperger
und Dr. Johann Jacoby machten Ihren abweichenden
Standpunkt geltend. Der letztere führte aus, daß er der

Adressenicht würde zustimmen können,ohne seiner ganzen
Vergangenheit, die er dem Kampfe für Recht und Freiheit
gewidmet, untreu zu werden.

»

Die Adresse wurde dem Königevon dem Präsidtum des

Abgeordnetenhausesund einer Deputation von 30 Mitglie-
dern überreicht.Der Könignahm sie ohne Gegenwart eines

Ministers entgegen und beantwortete die Vorlesung durch
einige frei gelprocheneWorte. Da für dieseAntwort keine

authentischeFassungvorlie t, so können wir sie unseren Lesern
nur so mittheilen, wie siedie berliner Zeitungen gebracht
haben. Danach hat der König ungefährfolgendes gesagt:



»Er sei durch die fast einstimmige Annahme der»Adresse
seht erfreut und beauftrage den Präsidenten, hierfur dem

ause seinen Dank- auszusprechen Mit vollem Rechte
sprechedie Adresse zunächst den Dank dem Hochstett aus,

welcher auf so sichtbare Weise Preußen,’nachdemes zum

Kriegeherausgefordertworden-, in seinen Schutz genommen

habe und erst dann dem Werkzeuge,der Armee, durch-welches
so große Dinge erreicht seien. Mit der Reorganisationder-

selben glaube er freilich das Richtige getroffenund Jnsbe-
sondere dadurch erreicht zu haben, daß die Armee in solcher
ju endlichenFrische und Zähigkeit alle Gefahren und Ent-

behriingenhabe extra en können.Er könne Gott nichtge-

Mlg preisen, daß er iannoch in seinemAlter gewnrdigthabe,
für die Größe Preußens und Deutschlands einzutreten, wie

es sein verstorbener Bruder sein ganzes Leben lang vergebens
ersehnt habe. — Jn der Adressesei die Jndemnitat erwähnt.
Schon früher sei von seiner Regierung wiederholt dgsselbe
ausgesprochenmit den Ausdrücken»:Entlastung,«nachtragliche
Bewilligung; das Budgetrecht sei niemals bestritten worden,
wenn aber das dem Abgeordnetenhausezur Gutheißung vor-

gelegte Bud et nicht vereinbart worden: so habe die Regie-
rung geglau t pflichtmäßigzu handeln, wenn sie die nothwen-
digen Ausgaben gemacht, und in gleicherWeise müsseauch
wieder verfahren werden, wenn ein solcherKonflikteintrete,
aber ein solcher Konflikt würde nie wieder ein-

treten. Sehr freudig habe ihn der Schlußsatzder-Adresse
berührt, in welchem ausgesprochensec, daß in Zeiten der

Gefahr in Preußen König und Volk zusammenstehen,mehr
könne er ja gar nicht verlangen-«

Die Kommissiondes Abgeordnetenhauses,welche die Vor-

lage wegen der Einverleibung von Hannover, Hes-
sen, Nassau und Frankfurt a. M. zu berathen hat,
hat sichfiir die vollständigeEinverleibungdieser Staaten in

Preußen ausgesprochen, und soll die preußischeVerfassung
bis spätestens zum .1-·. Oktober 1867 daselbst eingeführt wer-

den. Die Regierung hat sich mit dieser Forderung der

Kommissioneinverstanden erklärt; gegen eine sofortige Ein-

führung der preußischenVerfassung hat sie sich entschieden
ausgesprochen. «

Das Abgeordnetenhaus hat in der letztenWoche ver-

schiedenenoktroyirtenVerordnungendie Zustimmungertheilh
außerdemhat es sich mit Wahlprüfungenbeschaftigt. Es

wurden die Wahlen der Abga. v. Degen und Schultz,
welche im WahlkreifeMemelsHeydekru gewähltsind, fur un-
gültig erklärt, weil das Haus anna m, daß starke Beein-

flussungen von Seiten des Landraths Schultz vorgekommen
eien.s

Das Herrenhaus hat keine Sitzung gehalten. Die

Kommissiondesselben,welche das Annektionsgesetzberathen,
hat sich für die unveränderte Annahme des Regierungsent.
wurfs ausgesprochen » ·

Der Friede mit Oestertelch Ist Unterzeichnet.»Er
stiplmtfast ganz überein mit den schon mitgetheilten Prall-
minarien.

Ebenso ist mit Bayern, Württemberg und Baden
der Frieden abgeschlossenworden. Bayern zahlt 30 Millio-
nen Gulden, Württemberg8 Millionen und Baden 6 Millio-
nen Gulden, zusammen etwa 25s Millionen Thaler. Außer-
dan tritt Bayern einige Gebietstheile,zusammenmit 40,000
Einwohnern,ab. Mit Hessen- Darmstadt wird noch
Umsthandeltzwie von einigen versichertwird, soll das ganze

Großhtsktvgthumin den thddeutschen Bund eintreten. Wenn
dies wirklichder Fall ist, so wird Baden wahrscheinlichseine
FPWUUUGgleichfalls dem norddeutschenBund beitreten zu
Tonnen, erneuern. Mit Sachsen haben die Unterhandlungen

nach dem Rücktritt des Ministers v. Beust begonnen, doch
kommen sie nicht vorwärts, da der König von Sachsen sich
sträubt, auf die Forderung, daß Sachsen fortan eine preu-
ßischeBesatzung erhalten soll, einzugehen.

Die ,,Kreuz-Zeitung«,welche mit großerUebe«rwi—ndung
in der letzten Zeit zu allen Maßregeln der Regierung in der

äußeren Politik ihre Zustimmungausgesprochenhat, glaubte,
daß jetzt, wo mit OesterreichFriede geschlossenist, wieder die
alten Beziehungen Platz greifen werden, und sie hat schnell
auf das KönigreichJtalien und die Helden, welche dasselbe
gegründet-in alter Weise geschmpr Sie hat dafür von

der Norddeutschen allgemeinen Zeitung und Tages darauf
auch vom Staats-AUGUST eine Zurechtweisung erhalten.
Seitdem ist sie in dieser Beziehun ruhig geworden, macht
aber nun ihrem Unmuth über unsereinneren Verhältnise
Luft. Wenn es nach ihrem Sinn ginge, dann würde wohl
bald alles anders sein, ob besser, das bezweifeln wir. Es
würde in Preußen allerdings dann Ruhe herrschen, aber jene
weltberiihmte »Ruhe«, welche 1831 in Warschau herschte,
nachdem Paskiewitsch mit seinen russischenSchaaren die Städt
erstürnithatte. Gott bewahre uns vor solcher Ruhe!

Unsere Truppen rücken jetzt langsam aus Böhmen in die

Heimath Sie werden ungefähr Mitte September in -der

Nähe von Berlin sein, und es soll dann bei Großbeeren
eine große Revue abgehalten werden. Alsdann sollen sie in
Berlin eiiirücken,wo alles zu ihrem festlichenEmpfange vor-

bereitet wird.

Es war einige Zeit davon die Rede, daß der Minister
des Innern und der Minister der Justiz von ihren Posten
zurücktretenwürden und man bezeichneteschon den früheren
badischenMinister, den Herren v. Roggenbach mit großer
Bestimmtheit als den künftigenMinister des Innern in

Preußen. iach den neuesten Nachrichtensoll jedoch von

einem solchen Ministerwechselkeine Rede sein.
Mit den süddeutschenStaaten, welche einen besonderen

Bund bilden sollen, finden jetzt Verhandlungen wegen des

Fortbestandesdes Zolloereins statt.

Allgemeines gleiches Wahlrecht und geheime
’

Abstimmung.
«

Jn unserer letzten Nummer haben wir bei Gelegenheit
des Reichswahlgesetzesdie Hindernisse dargelegt, welche in
diesem Augenblicke noch einer vollständigen·uiid ehrlichen
Durchführungdes direkten Wahlrechtes entgegenstehen.
Gleichwohl haben ipir anerkannt, daß dasselbeein wesentlicher
Fortschritt gegen das indirekte Wahlrecht ist. Heute wollten
wir über das allgemeine gleiche Wahlrecht und über
die geheime Abstimmung unsere Meinung abgeben. Jn-
zwischen haben wir über diese Dinge von einein Freunde
unseres Blattes eine Zuschrift bekomme-usdie wir unsern
Lesern nicht vorenthalten wollen. Wir selbst hätten uns hie
und da vielleicht etwas anders ausgedrückt,doch überlassen
wir es lieber unsern Lesern sich ihre Meinungselbstzu bilden,
ohne daß wir mit der unsrigen dazwischentreten.

Unser Freund schreibt so:

»Was Sie neulichüberdirekte und indirekte Wahlen ge-

sagt haben, scheint Mlk für die Gegenwart vollkommen aus-

reichendzu sein, aber vielleichttheilen Sie Jhren Lesern
mit, was Jhr alter Freund von der allgemeinen gleichen
Abstimmung denkt«

»Es kann Einem wohl wunderlich vorkommen, daß eine

konservativeRegierung ein so demokratischesReichswahlge-



setzvorschlägt,wie das, was jetzt von unserer Volksvertretung
berathen werden soll. Aber ich lasse michdurchMißtrauen
eben so weni blind machen, wie durchschwächlicheVertrauens-

seligkeit. Ichsehe vielmehr das Ding selbst mit möglichst
ungetrübtenAugen an und untersuche,ob es an und für sich
selbst gut oder schlechtist. Da wird es mir denn zu aller-

erst klar, daß das alte Wahlgesetzvon 1849 die Wähler mit
einer Ungleichheitbehandelt, die man vergebens zu rechtfer-
tigen sucht. Dies Gesetz sagt nämlichzu uns: »Ihr preußi-
schen Staatsbürger sollt allesammt eine Stimme bei den

Landtagswahlen hohenzwenn Jhr nur unbescholtene,groß-
jährige Und felbststandlgeMänner seid. Es kommt nicht da-

rauf an, ob Jhr tausend oder nur einen Thaler Steuern das

Jahr über bezahlt. Es wird Euch Allen das Stimmrecht
ertheilt. Aber gleiches Stimmrecht geben wir Euch darum
doch nicht. Das größteRecht muß vielmehr der haben, der
die Melsten Steuern bezahlt. Seine Stimme muß so viel

gelten, wie die von 10 oder 20 oder 100 andern Staats-

burgern.«— Nun, bei einer Aktiengesellschaftwo Einer blos
mit seinemGelde dient, wäre das wohl ganz in der Ordnung;
aber wenn man im Staate einen Unterschied beim Stimm-

recht machen wollte und dürfte, dann müßte man doch
wenigstens sagen: »Der muß am meisten mitzureden haben,
der dem Staate mit der besten Einsicht, mit der größten
Hingebung, der ihm in der Stunde der Gefahr auch mit
Leib und Leben dient. Denn ein Mann, der zwar keinen

Pfennig direkte Steuern bezahlt, der aber durch seine Klug-
heit uns gute Gesetzeund Einrichtungen verschafft,oder durch
seine Tapferkeit eine Schlacht gewinnen hilft, ist doch dem
Staate und uns Allen tausendmal mehr werth, als der erste
beste Schlummerkopf, der alle- Vierteljahre einen großen
Beutel voll Geld in die Steuerkasse bringt. — Aber man

soll beim Wahlrecht Keinen bevorzugen, weder, weil er

reich ist, noch weil man ihn für einen besonders klugen und

tapfern Mann hält. Wer nach seinenKräftenmitthatet, der

soll auch mitrathen, wo es am Platze ist. Wo es aber vor

den Wahlen gestattet ist, überall seine Meinung offen und

ehrlich herauszusagen, da wird der kluge und einsichtsvolle
Mann schon ganz von selbst seinen größerenAntheil am

Stimmrechte haben; denn auf seinen Rath werden die

Absiimmenden hören, wenn sie selbst nur verständigeLeute

sind, und nicht auf den Rath der Thoren oder der Selbst-
süchtigenund Herrschbegierigen

«

» .

»Aber darauf kommt es an, wenn namlich gute und

verständige Wahlen zu Stande kommen-sollen,daß die

Wähler wenigstens in ihrer Mehrzahl verstandige Männer
sind, denen das Gemeinwohl mehr am Herzen liegt, als ihr
eigenes liebes Ich.

. ' .

»Und da tritt.nun die schwierigeFra e ein, ob es wirk-

lich gerathen ist, alle Männer von 25 Jahren,wenn sie nur

nicht vonGerichtswegen für bescholten erklärt oder unter

Kuratel gestelltsind, so ohne Weiteres zu den Wahlen zu-
ula en.

-

z YJlitdem alten guten Worte: »Wo wir nicht mitrathen«,
oder »Wer da mitthatet, der soll auch mitraihen«,kommen

wir da nicht aus. Denn auch die, die noch nicht 25 Jahre
alt sind, und gar viele steueriahlendeFrauen thaten doch auch
mit und keinem Menschen fällt es ein, sie zum Mitrathen zu

berufen. Denn das Mitthaten, das zum Mitrathen berechtigt,
soll nicht blos befohlenes und erzwungenes, sondern es soll
ein sreiwilliges und mit klarem Verständnißgeübtessein.

»Ich weiß sehr wohl, daß es leicht gesagt, daßes aber

unendlich schwer, ja daß es geradezu unmöglich ist, Irgend

einen gerechten und ausreichendenMaßstab zu finden, an

welchem man ausmessen kann-, welche von den großjährigen
Männern im Staate den nöthigenVerstand, und welche
unter den klugen Leuten den nöthigenguten Willen besttzeu,
um verständigund gewissenhaft zu wählen. Jedes Mittel,
das man vorschlagen könnte,,vum die Unfähigen von dem
Wahlrechte auszuschließen,Würde zu tausend Verkehrtheiten
führen und die allerschlimmsten,ja gefährlichstenUebelstände
mit sich führen.
»Ich dachte wohl einmal daran, Wenigstens die auszu-

schließen,welche nicht ordentlich lesen Und schreiben können,
Jch meinte nämlich,daß unter diesen, wenn auch sonst recht
ordentlichen und rechtschaffenenLeuten doch herzlich wenige
wären, die die Fähigkeiteneines Abgeordnetenzu beurtheilen
verständen. Denn, so sagte ich mir, um über diese urtheilen
zu können,reicht es nicht aus, wenn man sich blos mit seinen
Nachbarn und Freunden, oder mit diesem oder jenem Manne
von höherer Bildung über Staatsangelegenheiten bespricht.
Man muß doch auch selbst in Zeitungen und Büchern lesen
können,was andere Leute zu andern Zeiten und an andern
Orten über die Angelegenheiten des Staatess esagt haben
und heute sagen. Aber ichüberlegtemir auch, dagin Preußen
und überhaupt in dem außeröstreichischenDeutschland glück-
licherweisedie Zahl der Leute sehr gering ist, die keine Bücher
und Zeitungen zu lesen verstehen, und daß dieselben in unse-
rem Staate, höchstensin den Provinzen Preußenund Posen
und in Oberschlesieneinigermaßenin’s Gewicht fallen könnten.
Auch sagte ich mir, daß an solcherUnwissenheitzum größten
Theile der Staat selbft und die im besseren Wohlstande
lebenden Klassen der Gesellschaft schuld sind. Darum blieb

ich dabei, daß das allgemeine gleicheWahlrecht, wie es die

Regierung jetzt vorschlägt, doch am Ende das allein gerechte
und trotz vieler Mißstände doch das Zweckmäßigste ist. Ja,
es empsiehltsich auch darum, weil es dem Staate und dem

gebildeterenTheile des Volkes so recht eindringlichdie Pflicht
einschärft,mit aller AnstrengungderKräfte für Bildung und

Gesittung auch unter den ärmsten und oft nur allzu sehr ver-

nachlässigtenKlassen der Gesellschaftzu sorgen.
»Endlich die geheime Abstimmung.
»Man hat in den letztenJahren wohl oft und mit Recht

gesagt, daß die öffentlicheAbstimmung, wie sie auf Betrieb
der Reaktion im Jahre 1849 eingeführtworden ist, den Mut
und den Charakter gar vieler unserer»Mitbürger sichtli
gestählthat« Aber jede Gefahr, die wir bekämpfenmüssen,
erhöht die Kraft des Mannes, und doch«ware es wohl die

allerveikehrtesteBehauptung, daß »dieGesetzgeberdas Recht
Oder gar Die Pflicht hätten, die Bürger des Staates ohne
alle Noth in Gefahren zu stürzen, blos um sie zu tapfern
Männern zu erziehen. Auch wissen wir aus langer schmerz-
licher Erfahrung,daß die Verführungen,die Drohungen»die

Beschädigungen,durch welche man Wahlen in einem gewissen
Sinne erzielen wollte, gar manchenwackern Mann verhindern
können, seine Wahlstimme abzugeben. Und wer zählt alle

die sonst ehrlichen Leute, die doch schwachgenug sind, um

aus sündhafterMenschenfurchtge·g ennhreUeberzeugungund

ihr Gewissenzu stimmen? Es ist keine Frage: Wenn man
gerecht sein und wenn man Wahlen erzielen will, »diedie
Einsicht die Gesinnung und den Willen des Volkes wirklich
ausdrücken,so muß WM schlechterdingsdas geheime Stimm-
recht einführen. Nur muß das Abgeordnetcnhausauch sur
solche Einrichtungen sorgen, daß Niemand im Stande ·ist,
dem Wähler in seinen Stimmzettel hineinzusehen,ehe er ihn
in die Urne gesteckthat«.
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